
 

 

Verkaufs-, Liefer- und Zahlungsbedingungen der Firma Hermann Bock GmbH 

 

§ 1 Allgemeines – Geltungsbereich 

1. Unsere Lieferungen, Leistungen und Angebote erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 
Liefer- Leistungs- und Zahlungsbedingungen (AGB); entgegenstehende oder von unseren AGB 
abweichende Bedingungen des Kunden erkennen wir nicht an, es sei denn, wir hätten ausdrücklich 
schriftlich ihrer Geltung zugestimmt. Unsere AGB gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis 
entgegenstehender oder von unseren AGB abweichender Bedingungen des Kunden die Lieferung an 
den Kunden vorbehaltlos ausführen. 

2. Sollte eine Bestimmung in diesen AGB oder eine Bestimmung im Rahmen sonstiger Vereinbarungen 
unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen Bestimmungen oder 
Vereinbarungen nicht berührt. 

3. Unsere AGB gelten nur gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB), juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen. 

 
§ 2 Vertragsschluss, Unterlagen 

1. Unsere Angebote sind stets freibleibend und unverbindlich, soweit sie nicht ausdrücklich als 
verbindlich gekennzeichnet sind. Die Bestellung durch den Kunden gilt als verbindliches 
Vertragsangebot. Sofern sich aus der Bestellung nichts anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses 
Vertragsangebot innerhalb von zwei (2) Wochen nach seinem Zugang bei uns anzunehmen. Im 
elektronischen Rechtsverkehr, insbesondere bei Bestellungen über unseren Online-Shop, stellt die 
Zugangsbestätigung der Bestellung noch nicht die verbindliche Annahmeerklärung des 
Vertragsangebotes dar, es sei denn, die Annahme wird in der Zugangsbestätigung ausdrücklich 
erklärt. 

2. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, behalten wir uns nach Vertragsschluss handelsübliche 
Abweichungen im Rahmen des Zumutbaren gegenüber der Auftragsbestätigung vor.  

3. An sämtlichen Unterlagen, Kostenvoranschlägen, Zeichnungen, Abbildungen, Formen und Mustern 
behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Zur Weitergabe an Dritte ohne unsere 
vorherige ausdrückliche Zustimmung ist der Kunde nicht befugt. Der Kunde hat auf unser Verlangen 
diese Gegenstände und Unterlagen vollständig an uns zurückzugeben und eventuell gefertigte 
Kopien zu vernichten, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt 
werden oder wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. 

 

 



 

 

 
§ 3 Preise, Zahlungsbedingungen 

1. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, gelten unsere Preise EXW (gemäß 
Incoterms 2010 bzw. der aktuellen Fassung) in Euro ab unserem Werk in Verl, einschließlich 
Verpackung. Die gesetzliche Mehrwertsteuer ist in unseren Preisen nicht eingeschlossen; sie wird in 
gesetzlicher Höhe am Tag der Rechnungsstellung in der Rechnung gesondert ausgewiesen. 

2. Sofern keine anderen Vereinbarungen getroffen wurden, werden unsere Rechnungen mit Ablauf von 
14 Tagen ab Rechnungsdatum zur Zahlung fällig. Ein Skontoabzug ist nur bei besonderer schriftlicher 
Vereinbarung zwischen uns und dem Kunden zulässig. 

3. Wechsel werden nur vorbehaltlich der Diskontierungsmöglichkeit und zahlungshalber angenommen. 
Die Kosten der Diskontierung gehen zu Lasten des Kunden.  

4. Wir sind berechtigt, trotz anderslautender Bestimmungen des Kunden, Zahlungen zunächst auf 
dessen ältere Schulden, evtl. entstandene Kosten und Zinsen sowie zuletzt auf die Hauptforderung 
anzurechnen. 

5. Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn wir über den Betrag verfügen können. Im Fall der Zahlung 
durch Wertpapiere, deren Hereinnahme wir uns im Einzelfall vorbehalten, gilt die Zahlung erst als 
erfolgt, wenn das Wertpapier eingelöst wird. Die damit verbundenen Kosten und Spesen trägt der 
Kunde. 

6. Bei Zahlungsverzug des Kunden berechnen wir Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe, es sei denn, es 
wurde ein anderer Zinssatz vereinbart. Die Geltendmachung des weiteren Verzugsschadens bleibt 
vorbehalten. 

7. Der Kunde ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen Gegenansprüchen zurückzuhalten oder mit 
Gegenansprüchen aufzurechnen, es sei denn, dass diese von uns anerkannt, unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Gegenrechte des Kunden aus demselben Vertrag wegen Mängeln, 
Nichtleistung und / oder unfertiger bzw. unvollständiger Leistung bleiben hiervon unberührt. 

 
§ 4 Lieferzeit und Lieferverzug 

1. Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wird, sind Angaben zu Lieferzeiten nur 
annähernd. Die Lieferzeit beginnt erst, wenn alle technischen Fragen abgeklärt sind und der Kunde 
alle ihm obliegenden Verpflichtungen ordnungsgemäß und rechtzeitig erfüllt hat, insbesondere von 
ihm zu beschaffende Unterlagen, Genehmigungen oder Freigaben beigebracht hat.  

2. Geraten wir in Lieferverzug, so haften wir nur nach Maßgabe von § 7 dieser AGB. Werden wir an der 
rechtzeitigen Lieferung durch höhere Gewalt, von uns nicht zu vertretende Arbeitskämpfe, Unruhen, 
behördliche Maßnahmen oder andere von uns nicht zu vertretende Störungen im Betriebsablauf bei 
uns oder unseren Vorlieferanten / Subunternehmern, die nachweislich von erheblichem Einfluss 
sind, gehindert, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Wird die Lieferung dadurch unmöglich, 
so entfällt unter Ausschluss von Schadenersatz unsere Lieferpflicht. Weist der Kund nach, dass die 
nachträgliche Erfüllung infolge der Verzögerung für ihn ohne Interesse ist, kann er unter Ausschluss 
weitergehender Ansprüche vom Vertrag zurücktreten. Dauert die Behinderung länger als drei 



 

 

Monate, so kann jeder Vertragspartner hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag 
zurücktreten. Das Ereignis der höheren Gewalt oder einer anderen Behinderung im 
vorangegangenen Sinne ist der anderen Partei unverzüglich anzuzeigen. 

3. Dies gilt entsprechend, soweit wir ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen haben, das uns 
bei ordnungsgemäßer Durchführung die Erfüllung unserer vertraglichen Lieferpflichten gegenüber 
dem Kunden ermöglicht hätte, und wir von unserem Lieferanten nicht, nicht richtig und/oder nicht 
rechtzeitig beliefert werden und wir dies nicht zu vertreten haben. 

 
§ 5 Versendung, Gefahrtragung, Frachtkosten 

1. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist Lieferung EXW (gemäß Incoterms 
2010 bzw. der aktuellen Fassung), ab unserem Werk in Verl vereinbart.  

2. Ist Versendung der Ware vereinbart, geht die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der 
Verschlechterung der Waren – auch wenn frachtfreie Zusendung vereinbart ist – mit der Übergabe 
an den Spediteur oder Frachtführer oder die sonst zur Versendung bestimmte Person auf den 
Kunden über. Dies gilt auch bei Beförderungen durch unsere Fahrzeuge oder Fahrzeuge des 
Zulieferanten. Verzögert sich der Versand oder die Übergabe aus Gründen, dessen Ursache beim 
Kunden liegt, geht die Gefahr von dem Tag an auf den Kunden über, an dem die Ware versandbereit 
ist und wir dies dem Kunden angezeigt haben. 

3. Ist Versendung vereinbart, sind die Frachtkosten vom Kunden ohne Abzug vorab zu zahlen, es sei 
denn, es wurde etwas anderes vereinbart.  

4. Kommt der Kunde in Annahmeverzug oder wird die Lieferung aus Gründen, die der Kunde zu 
vertreten hat, verzögert, sind wir berechtigt, Ersatz des daraus entstehenden Schadens einschließlich 
Mehraufwendungen zu verlangen. In diesen Fällen werden wir die Produkte auf Risiko des Kunden 
lagern und dem Kunden die Lagerung in Rechnung stellen. Wir sind berechtigt, für die durch die 
Lagerung entstehenden Kosten pauschal 0,5 % des Nettovertragspreises pro angefangene Woche, 
insgesamt aber nicht mehr als 5% des Nettovertragspreises, zu berechnen. Dem Kunden bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass uns gar kein oder nur ein geringerer Schaden als die vorstehende 
Pauschale entstanden ist. 

5. Wir sind zu Teillieferungen befugt, soweit sie dem Kunden unter Berücksichtigung seiner Interessen 
zumutbar sind. 

 
§ 6 Gewährleistung 

1. Ist eine Abnahme vereinbart, erfolgt die Abnahme ausschließlich bei uns in unserer Fertigungsstätte 
in Verl, wenn nicht etwas anderes vereinbart ist.  

2. Für die Rechte des Kunden bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und Minderlieferung) 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen, wenn nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.  



 

 

3. Bei Endlieferung der Ware an einen Verbraucher (Verbrauchsgüterkauf im Sinne des § 474 BGB), 
bleiben die gesetzlichen Sondervorschriften der §§ 445a, 445b, 478 Abs. 1 BGB immer unberührt. In 
allen anderen Fällen, finden die Sondervorschriften zum Lieferantenregress keine Anwendung. 

4. Als Beschaffenheit der Ware gilt grundsätzlich nur unsere Produktbeschreibung sowie die der 
Hersteller der zum Einbau gelangten elektrotechnischen Teile, insbesondere der Antriebsmotoren, 
als vereinbart. Öffentliche Äußerungen, Anpreisungen oder Werbung stellen daneben keine 
vertragsgemäße Beschaffenheitsbeschreibung der Ware dar. 

5. Sofern wir nach Zeichnungen, Spezifikationen, Mustern, Vorgaben etc. des Kunden zu leisten haben, 
trägt dieser das Risiko der Eignung für den vorgesehenen Verwendungszweck. Enthält die Planung 
des Kunden Vorgaben, die wir als fertigungstechnisch oder bautechnisch kritisch oder nicht 
durchführbar erkennen, so machen wir dem Kunden unter Vorlage eines Gegenvorschlags hiervon 
Mitteilung.  

6. Mängelansprüche des Kunden bestehen nur, wenn der Kunde seinen nach § 377 HGB geschuldeten 
Untersuchungs- und Rügepflichten ordnungsgemäß nachgekommen ist. Handelt es sich bei dem 
Vertragsverhältnis zwischen uns und dem Kunden um einen Werkvertrag, findet § 377 HGB 
entsprechende Anwendung.  

7. Wurde mit dem Kunden eine Abnahme oder eine Erstmusterprüfung vereinbart, ist die Rüge von 
Mängeln ausgeschlossen, die der Kunde bei sorgfältiger Abnahme oder Erstmusterprüfung hätte 
feststellen können. 

8. Uns ist Gelegenheit zu geben, einen gerügten Mangel an Ort und Stelle zu überprüfen. Werden vom 
Kunden oder von Dritten eigenmächtige Änderungen der Ware oder unsachgemäße 
Instandsetzungsarbeiten vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus entstehenden Folgen 
keine Mängelansprüche.  

9. Ist die gelieferte Ware oder das hergestellte Werk mangelhaft, so stehen dem Kunden die 

gesetzlichen Rechte nach folgender Maßgabe zu:  

(i) Wir sind zunächst berechtigt, nach unserer Wahl entweder den Mangel zu beseitigen oder 
dem Kunden mangelfreie Ware zu liefern bzw. im Falle eines Werkvertrages ein neues Werk 
herzustellen (Nacherfüllung). Der Kunde hat uns hierfür die zur Nacherfüllung erforderliche 
Zeit und Gelegenheit zu geben. Unser Recht, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 

(ii) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, tragen wir, wenn tatsächlich ein Mangel 
vorliegt.  Stellt sich das Mängelbeseitigungsverlangen des Kunden als unberechtigt heraus, 
können wir die hieraus entstandenen Kosten vom Kunden ersetzt verlangen. Die 
Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten 
Einbau, wenn der Kunde den Mangel beim Einbau bereits kannte oder der Einbau nicht 
bestimmungsgemäß erfolgte. Dies gilt auch dann, wenn der Kunde den Mangel vor dem 
Einbau grob fahrlässig nicht erkannt hat, es sei denn wir haben den Mangel arglistig 
verschwiegen oder eine Garantie übernommen.  

(iii) Im Falle der Ersatzlieferung bzw. Neuherstellung bei Werkverträgen hat uns der Kunde die 
mangelhafte Ware auf unser Verlangen zurückzugeben.  



 

 

(iv) Wir sind berechtigt, die Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Kunde den für 
die gelieferte Ware vereinbarten Preis bezahlt. Der Kunde ist jedoch berechtigt, einen 
angemessen Teil des Preises zurückzuhalten. 

(v) Schlägt die Nacherfüllung fehl, so ist der Kunde nach seiner Wahl berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten oder eine Minderung des vereinbarten Preises zu verlangen. Bei einem 
unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 

(vi) Ansprüche des Kunden auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
bestehen nur nach Maßgabe von § 7 dieser AGB und sind im Übrigen ausgeschlossen.  
 

10. Für die Verjährungsfristen gilt § 8 dieser AGB. 
11. Gewährleistungsansprüche gegen uns stehen nur unserem unmittelbaren Vertragspartner zu und 

sind nicht abtretbar.  

 
§ 7 Haftungsbeschränkungen 

1. Vorbehaltlich der Regelung in Abs. 2 haften wir auf Schadensersatz – bei vertraglichen, 
außervertraglichen oder sonstigen Schadenersatzansprüchen, gleich aus welchem Rechtsgrund, 
insbesondere wegen Mängeln, Verzug und Unmöglichkeit, Verschulden bei Vertragsverhandlungen 
und Delikt – nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, einschließlich Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit unserer Vertreter oder Erfüllungsgehilfen. Darüber hinaus haften wir auch bei 
einfacher Fahrlässigkeit, einschließlich einfacher Fahrlässigkeit unserer Vertreter und 
Erfüllungsgehilfen, für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht, d.h. einer 
Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages erst ermöglicht und auf 
deren Erfüllung der Kunde daher regelmäßig vertrauen darf (Kardinalpflicht). Soweit uns keine 
vorsätzliche Pflichtverletzung angelastet wird, ist die Schadensersatzhaftung jedoch auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt.  

2. Von den in Abs. 1 geregelten Haftungsausschlüssen und –beschränkungen unberührt bleiben 
Ansprüche für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit sowie 
Ansprüche des Kunden nach dem Produkthaftungsgesetz, den gesetzlichen Sondervorschriften bei 
Endlieferung der Ware an einen Verbraucher sowie andere zwingende gesetzliche 
Haftungsregelungen. Die vorstehenden Haftungsausschlüsse bzw. –beschränkungen gelten 
außerdem nicht, soweit wir einen Mangel arglistig verschwiegen oder soweit wir aus der Übernahme 
einer Garantie oder wegen der Übernahme des Beschaffungsrisikos haften. 

3. Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn der Kunde anstelle eines Anspruchs auf Ersatz des Schadens 
statt der Leistung Ersatz nutzloser Aufwendungen verlangt.  

4. Soweit unsere Haftung ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung 
unserer Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen, die auf 
demselben Rechtsgrund beruht. 

5. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit vorstehenden Regelungen nicht 
verbunden. 



 

 

§ 8 Verjährung 

1. Ansprüche des Kunden aus Sach- und Rechtsmängeln verjähren innerhalb von einem Jahr ab 
Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. 

2. Zwingende Verjährungsvorschriften bleiben unberührt. Die in Abs. 1 genannte 
Verjährungserleichterung gilt deshalb nicht für Ansprüche wegen der Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit, für Ansprüche aufgrund von Vorsatz und / oder grober Fahrlässigkeit und für 
Ansprüche aufgrund der Übernahme einer Garantie. Unberührt bleiben auch die längeren 
Verjährungsfristen nach § 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB (dingliche Rechte eines Dritten), §§ 438 Abs. 1 Nr. 2, 
634a Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke, Baustoffe und Bauteile sowie Planungsleistungen für ein Bauwerk), 
§§ 438 Abs. 3, 634a Abs. 3 BGB (Arglist). Ist der letzte Vertrag in der Lieferkette ein 
Verbrauchsgüterkauf i.S.d. § 474 BGB (d.h. bei Endlieferung der Ware an einen Verbraucher), bleiben 
auch die Verjährungsfristen gemäß § 445b BGB unberührt.  

3. Die sich nach den Abs. 1 und 2 für Ansprüche wegen Sach- und Rechtsmängeln ergebenden 
Verjährungsfristen gelten entsprechend für konkurrierende vertragliche und außervertragliche 
Schadensersatzansprüche des Kunden, die auf einem Mangel der Vertragsware beruhen. Wenn 
jedoch im Einzelfall die Anwendung der gesetzlichen Verjährungsregeln zu einer früheren Verjährung 
der konkurrierenden Ansprüche führen sollte, gilt für die konkurrierenden Ansprüche die gesetzliche 
Verjährungsfrist. Die gesetzlichen Verjährungsfristen nach dem Produkthaftungsgesetz bleiben in 
jedem Fall unberührt.  

4. Soweit gemäß Abs. 1 bis 3 die Verjährung von Ansprüchen uns gegenüber verkürzt wird, gilt diese 
Verkürzung entsprechend für etwaige Ansprüche des Kunden gegen unsere gesetzlichen Vertreter, 
Angestellten, Mitarbeiter, Beauftragten sowie Verrichtungs- und Erfüllungsgehilfen, die auf 
demselben Rechtsgrund beruhen.  

 
§ 9 Rücktritts- / Kündigungsrechte 

1. Wegen einer Pflichtverletzung unsererseits, die nicht in einem Mangel besteht, ist der Kunde nur 
dann berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. 

2. Handelt es sich bei dem Vertrag um einen Werkvertrag oder einen Werklieferungsvertrag über 
bewegliche, nicht vertretbare Sachen, ist das freie Kündigungsrecht des Kunden (§§ 651, 649 BGB) 
ausgeschlossen. 

 

§ 10 Eigentumsvorbehalt 

1. Wir behalten uns das Eigentum an den gelieferten Waren bis zum Eingang aller Zahlungen aus der 
Geschäftsverbindung mit dem Kunden vor. Im Falle der Kaufpreistilgung im Scheck-
/Wechselverfahren erlischt unser Eigentumsvorbehalt nicht bereits mit der Gutschrift des 
Kundenschecks bei uns, sondern erst mit der Einlösung des Wechsels durch den Kunden. 



 

 

2. Der Kunde ist berechtigt, die gelieferten Waren im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu verkaufen; 
er tritt uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Faktura-Endbetrages (einschließlich 
MwSt.) unserer Forderungen ab, die ihm aus der Weiterveräußerung gegen seine Abnehmer oder 
Dritte erwachsen, und zwar unabhängig davon, ob die Kaufsache ohne oder nach Verarbeitung 
weiter verkauft worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt der Kunde auch nach der 
Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. 
Wir verpflichten uns jedoch, die Forderung nicht einzuziehen, solange keine Wechsel- und 
Scheckproteste vorkommen, der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt, insbesondere 
nicht in Zahlungsverzug ist und kein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über sein 
Vermögen gestellt ist. Ist aber dies der Fall, können wir verlangen, dass der Kunde uns die 
abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die 
Abtretung mitteilt. 

3. Die Vorbehaltsware darf vom Kunden ohne unsere ausdrückliche schriftliche Zustimmung vor 
vollständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet noch zur Sicherheit 
übereignet werden. Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware, insbesondere Pfändungen, wird der 
Kunde auf unser Eigentum hinweisen und uns unverzüglich benachrichtigen, damit wir unsere 
Eigentumsrechte durchsetzen können. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, uns die in diesem 
Zusammenhang stehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür 
der Kunde.  

4. Der Kunde hat die Vorbehaltsware pfleglich zu behandeln und diese auf seine Kosten gegen Feuer-, 
Wasser- und Diebstahlschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Wartungs- und 
Inspektionsarbeiten, die erforderlich werden, sind vom Kunden auf eigene Kosten rechtzeitig 
durchzuführen. Für den Fall des Untergangs oder der Beschädigung der Vorbehaltsware tritt der 
Kunde in diesem Zusammenhang bestehende etwaige Ansprüche auf Versicherungsleistungen in 
Höhe des Faktura-Endbetrages (einschließlich Mehrwertsteuer) unserer Forderungen in Ansehung 
des Liefergegenstandes als zusätzliche Sicherheit im Voraus an uns ab.  

5. Wir sind berechtigt, bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere Zahlungsverzug, vom 
Vertrag zurückzutreten und die Ware heraus zu verlangen unbeschadet weiterer gesetzlicher Rechte 
wegen dieser Pflichtverletzung des Kunden. 

6. Die Verarbeitung oder Umbildung der von uns gelieferten Vorbehaltsware durch den Kunden wird 
stets für uns vorgenommen. Wird die von uns gelieferte Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht 
gehörenden Gegenständen / Stoffen verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen 
Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu den anderen verarbeiteten Gegenständen / 
Stoffen zur Zeit der Verarbeitung. Der Kunde verwahrt das so entstandene Miteigentum für uns. Für 
die durch Verarbeitung entstehende Sache gilt im Übrigen das gleiche wie für die unter Vorbehalt 
gelieferte Ware. 

7. Wird die von uns gelieferte Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen / 
Stoffen untrennbar vermischt oder dergestalt verbunden, dass sie wesentliche Bestandteile einer 
einheitlichen Sache werden, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
Wertes der Vorbehaltsware zu den anderen vermischten oder verbundenen Gegenständen / Stoffen 
zum Zeitpunkt der Verbindung oder Vermischung. Erfolgt die Verbindung oder Vermischung in der 



 

 

Weise, dass die Sache des Kunden als Hauptsache anzusehen ist, so gilt bereits jetzt als vereinbart, 
dass der Kunde uns anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der Kunde verwahrt das so entstandene 
Miteigentum für uns. Für die durch Verbindung oder Vermischung entstandene Sache gilt im Übrigen 
das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte Ware. 

8. Soweit der realisierbare Wert aller uns zustehenden Sicherheiten die Höhe aller gesicherten 
Ansprüche um mehr als 10 % übersteigt, werden wir auf Wunsch unseres Kunden einen 
entsprechenden Teil unserer Sicherungsrechte freigeben. Es wird vermutet, dass die 
Voraussetzungen des vorstehenden Satzes erfüllt sind, wenn der Marktpreis – oder bei Fehlen eines 
Marktpreises, der Einkaufs- oder Herstellungspreis - des Sicherungsgutes (einschließlich 
abgetretener Forderungen) 150% des Wertes der gesicherten Forderungen übersteigt. Uns obliegt 
die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten. 

§ 11 Schlussbestimmungen 

1. Die Beziehung zwischen uns und dem Kunden regeln sich ausschließlich nach dem in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Recht. Die Anwendung des UN-Kaufrechts ist 
ausgeschlossen. 

2. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Verl. Diese 
Gerichtsstandvereinbarung gilt nur, wenn unser Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen ist. 

3. Sollte eine Bestimmung in diesen AGB oder eine Bestimmung im Rahmen sonstiger Vereinbarungen 
unwirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen Bestimmungen oder 
Vereinbarungen nicht berührt. 

  

Verl, 15.02.2018 

 

 


